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Der weit verbreitete Witz
im Kosovo, dass ein Politiker, Ge-
schäftsmann und Polizist ein und
dieselbe Person ist, wird schon
beim Grenzübertritt mit unserem
Reisebus augenscheinlich. Wäh-
rend ein anderer Bus problemlos
und flott die Grenze von Albanien
in den Kosovo passiert, sitzen wir
fest. Unser mazedonischer Fahrer,
auf das Phänomen angesprochen,
erwiderte lapidar: „Die haben be-
zahlt!“ Obwohl bereits aufgrund
brütender Hitze viele Wasserfla-
schen von uns an die Zöllner ver-
teilt wurden, um die Amtshand-
lung in Fluss zu halten, hörten
wir von diesen ein mantraartiges
„coffee!“, das Codewort für Geld,
das auch bei den zahlreichen Poli-
zeikontrollen gerne ausgespro-
chen wird. Um unseren nächsten
Termin – bei der Kosovarischen
Zollbehörde in Prishtina – pünkt-
lich einhalten zu können, sam-
melten wir im Bus „Kaffeegeld“,
und wie durch Zauberhand waren
wieder alle Pässe bei uns.

Der Sprecher der Zollbehörde,
auf dieses Phänomen angespro-
chen, meinte, dass seit dem Auf-
bau der Grenzkontrollen bereits
über 200 korrupte Grenzbeamte
ausgetauscht wurden und zusätz-
lich eine Servicehotline zur Verfü-
gung stünde, um genau über sol-
che Fälle sofort berichten zu kön-
nen. Leider hatten wir diese Tele-
fonnummer bei unserer Ausreise
nach Mazedonien nicht bei der
Hand, dort warteten wir, bis das
Wasser zur Neige ging, und es al-
len Beteiligten zu heiß wurde. . .

Unklare Grenzen
Kosovo ist ein Schleusenland, und
das nicht nur im übertragenen
Sinn. Während es im Süden offizi-
elle bilaterale Grenzen und
Grenzübergänge gibt, wie wir sie
von vor 1989 kennen, gibt es die-
se im Norden nicht. Da das „Mut-
terland“ Serbien den Kosovo nicht
als eigenstaatlich anerkennt, gibt
es im Norden keine Grenzüber-
gänge im üblichen Sinn. Organi-
sierte Kriminalität, Menschen-
handel, Handel mit Drogen, Waf-
fen und Treibstoff gehören zum
Tagesgeschäft. Auffällig die Dich-
te des Tankstellennetzes, das weit
jenseits des täglichen Bedarfs
liegt und auf hintergründige Ge-
schäfte abseits der Mineralölin-
dustrie schließen lässt.

Der Kosovo ist ein De-facto-Re-
gime, deutsche Medien sprechen
sogar von einem Failed State, des-
sen völkerrechtlicher Status um-
stritten ist. Nach dem Krieg im
Jahr 1999 wurde der Kosovo unter
die Verwaltungshoheit der Ver-
einten Nationen gestellt, die Un-
abhängigkeitserklärung des Par-
laments folgte im Jahr 2008. Den-
noch weigern sich zahlreiche Mit-
gliedsstaaten der Vereinten Natio-
nen bis heute, die deklarierte Un-
abhängigkeit der Republik Kosovo
anzuerkennen. Serbien hingegen
betrachtet den Kosovo nach wie
vor als eigene autonome Provinz.

Viereinhalb Jahre nach der Un-
abhängigkeitserklärung wurde
das Büro der Internationalen Zi-
vilverwaltung (ICO) Mitte Septem-
ber 2012 geschlossen. Die Balkan-
republik ist nun auch formell
selbstständig. Die ICO überprüfte
die Einhaltung des bereits 2007
vorgelegten Ahtisaari-Planes.
Nach diesem sollte es dem Kosovo
erlaubt sein, eigene nationale
Symbole zu führen und auch ei-
genständiges Mitglied in interna-
tionalen Organisationen zu wer-
den. Die Basis dafür sollte in ei-
ner international überwachten
Unabhängigkeit liegen. Trotz
Schließung dieser Einrichtung

bleibt der Kosovo ein freier Staat
auf Raten und die NATO vor Ort.

Laut Diskussionen mit unter-
schiedlichen nationalen wie inter-
nationalen Einrichtungen im Ko-
sovo ist die Bevölkerung des Nor-
dens gespalten, zumindest befan-
gen. Berichten zufolge sind die
Sozialleistungen und auch das Ge-
sundheitswesen, die im Norden
von Belgrad für die serbischen
Minderheiten (mit)finanziert wer-
den, besser als im Rest des Lan-
des. Die Europäische Mission
steht somit zumindest in Teilen
des Landes in Konkurrenz zu ei-
ner Realsituation, die „von außen“
bewusst beeinflusst wird. Serbien
verfolgt eine Doppelstrategie: EU-
Integration und das Behalten des
Kosovo als eigener Provinz wer-
den gleichzeitig angestrebt. Koso-
vo liebäugelt hingegen mit einer
NATO-Mitgliedschaft.

Im Norden des Landes gibt es
daher zwangsläufig zahlreiche Pa-
rallelstrukturen. Zivilschutz,
Schulen und Ausbildung sowie
Krankenhäuser werden zum Teil
von Belgrad finanziert. Schulbü-
cher transportieren im Norden
des Kosovo andere Inhalte als im
Süden des Landes. Dementspre-
chend gehen auch Lehrmeinun-
gen und das Geschichtsverständ-
nis auseinander. Auch die Koso-

vo-Police soll im Norden des Lan-
des Gehalt sowohl aus Prishtina

wie Belgrad beziehen, das Amts-
handeln der Polizei gegenüber
Kosovo-Albanern divergiert also
von dem gegenüber der serbi-
schen Minderheit. Es gibt somit
zahlreiche Profiteure der Instabi-
lität, die serbischen Minderheiten
sehen sich wiederum durch Prish-
tina majorisiert und in ihren
Rechten ungenügend unterstützt.

Das Volk ist in vielerlei Hin-
sicht in sich gespalten. Über die
Hälfte der Bevölkerung ist unter
25 Jahren, ein sehr untypisches
Bild der Altersverteilung im euro-
päischen Vergleich. Ältere leben

und arbeiten vielfach im Ausland,
vor allem in Deutschland, Öster-
reich, der Schweiz und den USA.
Schätzungen der Weltbank zufol-
ge leben im Kosovo 88 Prozent Al-
baner, sieben Prozent Serben und
die restlichen fünf Prozent stam-
men aus anderen ethnischen
Gruppen.

Die mitunter verbreitete Erwar-
tungshaltung, dass sich der Koso-
vo mit der Unabhängigkeit in eine
blühende Landschaft verwandelt,
war trügerisch. Obwohl das Land

seit 2009 auch Mitglied des Inter-
nationalen Währungsfonds und
der Weltbankgruppe ist, ist die in-
ternationale Handlungsfähigkeit
aufgrund der Nichtanerkennung
der Eigenstaatlichkeit durch wich-
tige UN-Mitglieder eingeschränkt.
Auch die Kommunikation über
den Kosovo in den Medien trägt
selten zu einem positiven Image
dieses Landes bei.

In einer Diskussion mit Studie-
renden in Prishtina wurde uns
die Botschaft mitgegeben, dass
bei der Interpretation der Ge-
schichte des Kosovo „jeder ver-

sucht Recht zu haben“ – es kommt
nur darauf an, wie weit man in der
Zeitreihe zurück geht und auf wel-
cher Seite man wann steht. Zwi-
schen der Schlacht am Amselfeld
im Jahr 1389, bei der sich ver-
schiedene christliche Fürstentü-
mer und das Osmanische Reich ge-
genüberstanden, über die Bombar-
dierung von Zielen in Ex-Jugosla-
wien bis hin zur Rolle der UÇK als
Terrorzelle oder Befreiungsarmee
spannt sich hier der Interpretati-
onsspielraum mit oft diametralen
Ansichten und divergierenden Le-
gitimationsgrundlagen.

Umstrittene KFOR
„Vier Kinderfinger machen den
Unterschied und offenbaren den
tiefen Graben. Mit Begeisterung
streckt ein Bub am Straßenrand
vor Prishtina alle fünf Finger in
die Höhe und winkt, jedes Mal,
wenn die olivgrünen Autos mit
dem KFOR-Zeichen auf der Sei-
tentür vorbeirauschen. Nur ein
paar Kilometer weiter, in der ser-
bischen Enklave Gračanica, neh-
men die Kinder nur einen Finger
zur Begrüßung der Soldaten: den
ausgestreckten Mittelfinger.“ Das
berichtet die „Kleine Zeitung“ im
September 2012. Zufällig waren
wir am 4. Juli – dem amerikani-
schen Unabhängigkeitstag – in
Prishtina. An diesem Tag wurde
gefeiert, als gäbe es kein Morgen.
Die wichtigsten Straßen in Prish-
tina heißen demnach auch „Boule-
vard Bill Clinton“ und „UÇK“.

Ob in Mitrovica im Norden des
Landes an diesem Tag ebenso ge-
feiert wurde, entzog sich unserer
Beobachtung. Dort steht auf einer
Brücke nach wie vor ein Road-

block. Laut KFOR – der internatio-
nalen Kosovo-Truppe mit österrei-
chischer Beteiligung unter
NATO-Kommando – wird dieser
symbolisch belassen, bis eine po-
litische Lösung zwischen Prishti-

na und Belgrad gefunden wurde.
Auch im Norden des Landes, an
den Grenzübergängen zu Serbien,
ist die KFOR vor Ort. Es wird eine
Grenze mittels physischer Prä-
senz symbolisiert, die nicht alle
in gleicher Form wahrnehmen.

Die Europäische Union ist be-
müht, die Staatenbildung und den
Institutionenaufbau mit Hilfe der
EULEX, der Europäischen Mission
im Kosovo, nach wie vor zu unter-
stützen. Die Rechtsstaatlichkeits-
mission entsendet Polizisten,
Richter, Gefängnisbedienstete
und Zollbeamte in den Kosovo
und soll das Land beim Aufbau
von Polizei, Justiz und Verwal-
tung unterstützen. Diese beobach-
tende und beratende Funktion
wird von der KFOR im Auftrag
der Vereinten Nationen abgesi-
chert. Die Akzeptanz und Wert-
schätzung, die der EULEX im Ko-
sovo entgegengebracht wird, ist
aufgrund der dargestellten Hin-
tergründe ambivalent. Es handelt
sich somit auch um einen nicht
allzu leicht zu erfüllenden Auf-
trag, wie eine Diskussion mit Ver-
tretern der EULEX bestätigt hat.

Besorgte Investoren
Trotz vielfacher internationaler
diplomatischer, politischer und
militärischer Anstrengungen ist
die Lage im Kosovo immer wieder
ein Pulverfass. Das schreckt auch
internationale Investoren ab, ob-
wohl das Wirtschaftswachstum
nach wie vor über dem von Kern-
europa liegt. Schon innerhalb Ju-
goslawiens galt der Kosovo als die
ärmste Region – der Nachholbe-
darf ist somit auch in wirtschaftli-
cher Sicht enorm.

Laut Wirtschaftskammer Öster-
reich liegen die Herausforderun-
gen für internationale Investoren
für den Kosovo, aber auch für die
gesamte Region zum einen darin,
die viel zitierte Schattenwirt-
schaft und Korruption zu über-
winden. Zum anderen gibt es vie-
le Defizite, die mit internationaler
Unterstützung bearbeitet werden
sollen: mangelnde Rechtssicher-
heit durch hinausgezögerte Ver-
fahren, Unsicherheiten bei Grund-
bucheintragungen, hohe Bürokra-
tien. Auch die in vielen Bereichen
mangelhafte Infrastruktur
schreckt Investoren ab. Solange
der Kosovo nicht als sicherer Ver-
handlungspartner gilt, werden in-
ternationale Kooperationspartner
zögern, Investitionen zu tätigen.

Sehr vielschichtig und komplex
sind also die Entwicklungen,
Netzwerke und Parallelstrukturen
im Kosovo. Das Motto der KFOR
„Together as One“ scheint noch
mehr Vision als Realität zu sein.
Die internationale Community ist
hier gefordert, ihrem eigenen An-
spruch gerecht zu werden, ein de-
mokratisches, multi-ethnisches
Land, das zur regionalen Stabili-
tät beiträgt, unterstützend hervor-
zubringen. Schuldzuweisungen,
wer nun für die gegenwärtigen
Miseren verantwortlich ist – die
Staatengemeinschaft oder der Ko-
sovo – stabilisieren hingegen eher
den Ist-Zustand. Auch für diesen
gibt es genug Interessenten.

Der Kosovo ist nach wie vor ein gefährdetes Land, das

zwar von internationalen Organisationen unterstützt,

vom einstigen Mutterland Serbien jedoch nicht

als eigenständiger Staat anerkannt wird.
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. . . und auch das „Hotel Victory“ in Pristhina gibt sich amerikanisch.

Der „Boulevard Bill Clinton“ in der Hauptstadt Prishtina . . . Fotos: Heintel


